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übergreifenden Engpässen bei transnationalen Verkehrs-, Kommunikations- und Energienetzen. In Thüringen finden die 
europäischen Entwicklungskorridore ihre Entsprechung in den weiter ausdifferenzierten Entwicklungskorridoren auf 
Ebene der Landesplanung (siehe 4.2). 

 
Erfordernis der Raumordnung 
3.3.1  G  1Die europaweiten Vernetzungen und Kooperationen der Teilräume des Freistaats sollen wei-
ter ausgebaut und für die Regionalentwicklung nutzbar gemacht werden. 2Bei der europaweiten Vernetzung 
und Kooperation sollen insbesondere raumbedeutsame Planungen und Maßnahmen zur Stärkung der in-
ternationalen Wettbewerbsfähigkeit und zur Verbesserung der Infrastruktur berücksichtigt werden. 
Begründung zu 3.3.1  

Die europäische Zusammenarbeit hat in den letzten Jahren an Bedeutung gewonnen und ist in einem größer werdenden 
Europa nicht mehr wegzudenken. Im Rahmen dieser europäischen Zusammenarbeit wird die Strategie Europa 2020  für 
intelligentes, nachhaltiges und integratives Wachstum unterstützt.  

Durch die EU-Struktur- und Kohäsionspolitik sollen die Ziele Konvergenz, Regionale Wettbewerbsfähigkeit und Beschäf-
tigung sowie Europäische territoriale Zusammenarbeit gefördert werden. Grundlage der Europäischen Raumordnung ist 
das EUREK sowie die Territoriale Agenda der EU. Bei der politischen Begleitung der Entwicklungsprozesse im Freistaat 
Thüringen seit 1991 spielen die Europäischen Strukturfonds eine wesentliche Rolle. Mit Hilfe der Europäischen Struk-
turfonds konnten wichtige Projekte der Landesentwicklung beschleunigt werden. Zur Gestaltung und Umsetzung euro-
päischer Politikansätze ist für Thüringen auch weiterhin eine ausreichende Finanzausstattung aus europäischen Förder-
ansätzen erforderlich.  

Im Rahmen der Strukturförderung des Ziels „Europäische territoriale Zusammenarbeit“ mit den Ausrichtungen grenz-
überschreitende, transnationale und interregionale Zusammenarbeit waren Thüringer Akteure auf vielfältige Weise in 
europäische Aktivitäten und Projekte eingebunden. Die EU-Förderung der grenzüberschreitenden Zusammenarbeit 
begünstigte in Thüringen den Landkreis Greiz und den Saale-Orla-Kreis. Beide Kreise sind Mitglieder der Euroregion 
Egrensis und gehören im Rahmen des Programms zur Förderung der grenzübergreifenden Zusammenarbeit 2007 – 
2013 zwischen dem Freistaat Sachsen und der Tschechischen Republik zum Fördergebiet. Die transnationale Zusam-
menarbeit fördert und unterstützt Projekte, welche die Realisierung der Leitbilder der europäischen Raumordnung verfol-
gen und zur Verbesserung der wirtschaftlichen Chancen und Wettbewerbsfähigkeit von Regionen, Städten und Gemein-
den beitragen. An den Aufrufen der Förderperiode 2007 – 2013 haben sich eine Vielzahl von Thüringer Antragstellern 
beteiligt und wichtige zukunftsorientierte fachpolitische Herausforderungen (z. B. Klimawandel, Demografie, soziale 
Kohäsion, Wettbewerbsfähigkeit, Innovation, Umwelt- und Ressourcenschutz) über Staaten- und Sprachgrenzen hinweg 
in einen größeren geo- und raumpolitischen Kontext gestellt und zugleich durch Integration relevanter Stakeholder und 
Akteure über mehrere Verwaltungsebenen (EU-National-Regional-Lokal) hinweg neue Lösungsansätze für die Praxis 
erprobt.  

Diese Kooperationsmöglichkeiten gilt es auch in den kommenden Förderperioden zu erhalten, zu stärken und zu nutzen. 
Ziel der beteiligten Gebietskörperschaften muss es sein, internationale Netzwerke zu entwickeln, deren Stärken in koor-
dinierter Weise weiterzuentwickeln und für die regionale Entwicklung Thüringens zu nutzen. 

 
4. Wirtschaft entwickeln und Infrastruktur anpassen 
4.1 Wirtschaft  
Leitvorstellungen 
1. 1Durch die gezielte Weiterentwicklung der Landesteile sollen neue Chancen der wirtschaftlichen 

Entwicklung unter Ausnutzung der besonderen Potenziale der zentralen Lage sowie des leis-
tungsfähigen Verkehrssystems als verbindendes Element erschlossen werden. 2Dabei gilt es, die 
polyzentrische Siedlungsstruktur sowie die Vielfalt der unterschiedlich geprägten Teilräume zu 
berücksichtigen. 

2. Die Wettbewerbsfähigkeit des Wirtschaftsstandorts Thüringen soll unter Bereitstellung guter 
Investitionsbedingungen gestärkt werden, damit die Thüringer Wirtschaft attraktive Arbeitsplätze 
und Aus- sowie Weiterbildungsmöglichkeiten zur Verfügung stellt.  
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3. 1Investitionen vor allem wachstumsstarker, innovativer und technologieorientierter Industrieun-
ternehmen sollen gefördert werden. 2Die Leistungskraft kleiner und mittlere Unternehmen soll als 
Treiber der wirtschaftlichen Entwicklung in Thüringen gestärkt und die Wettbewerbsfähigkeit im 
europäischen und globalen Wettbewerb gefördert werden. 3Unternehmenskooperationen und -
cluster, die sich insbesondere in Räumen mit günstigen Entwicklungsvoraussetzungen sowie in 
Entwicklungskorridoren herausbilden, sollen unterstützt werden. 4Die Standortsicherung der Be-
triebe des Handwerks soll gewährleistet werden. 

4. 1Regionale Wachstums- und Innovationspotenziale sollen in allen Teilräumen gestärkt werden. 
2Eine ausgewogene Regionalpolitik soll einen Beitrag dafür leisten, dass Wachstumschancen 
nicht nur in den strukturstärkeren Landesteilen genutzt werden, sondern auch in Räumen, in de-
nen die Lebensverhältnisse in ihrer Gesamtheit im Verhältnis zum Landesdurchschnitt wesent-
lich zurückgeblieben sind oder ein solches Zurückbleiben zu befürchten ist. 

5. 1Besondere Wachstumschancen, insbesondere im Bereich innovativer Umwelt- und Energietech-
nologien, sollen für die Thüringer Industrie genutzt werden. 2Die Wettbewerbsfähigkeit von In-
dustrie und Handwerk soll durch den Einsatz grüner Technologien und ein hohes Maß an Ener-
gie- und Ressourceneffizienz gestärkt werden. 

6. Die mit der Fertigstellung des Autobahn- und des Hochgeschwindigkeitsschienennetzes verbun-
denen neuen Entwicklungs- und Wachstumschancen sollen zur positiven Landesentwicklung ge-
nutzt werden. 

7. 1Raumwirksame struktur- und regionalpolitische Entscheidungen und Investitionen sollen sich 
an der Raumstruktur des Landes, insbesondere am Netz der Zentralen Orte und den wirtschaftli-
chen Entwicklungsmöglichkeiten, vor allem in den Entwicklungskorridoren orientieren. 2Die Vor-
gaben und Ausweisungen der Landesplanung sollen durch die Fachplanungen berücksichtigt 
werden und einen Orientierungsrahmen für Förderaktivitäten bilden. 

Hintergrund 

Mit dem LEP wird der weitere Aufbau- und Umstrukturierungsprozess der Thüringer Wirtschaft mit dem Ziel unterstützt, 
die Wettbewerbsfähigkeit der Unternehmen und das Angebot attraktiver Arbeitsplätze zu erhöhen (siehe § 1 Abs. 3 Nr. 4 
ThürLPlG). 

Mit der vollständigen Inbetriebnahme der VDE 8.1/8.2 (Hochgeschwindigkeitsverbindungen Berlin-Erfurt-München) ab 
2017 und der Fertigstellung des Thüringer Autobahnnetzes (Gesamtfertigstellung voraussichtlich 2014) rückt Thüringen 
auch verkehrlich, also nicht nur geografisch, in die Mitte Deutschlands. Ende 2017 kann Erfurt aus weiten Teilen 
Deutschlands innerhalb von 3 - 4 Stunden mit dem Schienenpersonenfernverkehr erreicht werden. Die Städte bzw. 
Stadtkerne Hannover, Berlin, Frankfurt am Main, Dresden und München sind sogar innerhalb von max. 2,5 Stunden er-
reichbar. Aus dieser neuen verkehrsstrategischen Lage erwachsen herausragende Perspektiven für die Landesentwick-
lung Thüringens. Der geplante infrastrukturelle Ausbau Erfurts zu einem zentralen Verkehrsknotenpunkt bietet weitrei-
chende und nachhaltige Entwicklungspotenziale nicht nur für die Stadt Erfurt, sondern auch für weite Teile des Landes. 
Im Rahmen des Bahngipfels 2012 wurde von der Deutschen Bahn AG, dem Freistaat Thüringen sowie der Landes-
hauptstadt Erfurt ein entsprechender „Letter of Intent“ verabschiedet. 

Wesentliche Chancen der Infrastrukturerweiterungen für die Landesentwicklung bestehen in der Verbesserung der wirt-
schaftlichen Austauschbeziehungen Thüringens zu Wirtschaftsregionen benachbarter Länder, der Verbesserung des 
Leistungsaustauschs zwischen den Städten und Landkreisen sowie der Verbesserung der Vernetzungsmöglichkeiten 
der Thüringer Wissenschafts- und Forschungslandschaft. Insbesondere wissensintensive Industrie- und Dienstleistungs-
zweige und klassische Dienstleistungen, wie die Tourismuswirtschaft in Thüringen, werden von den verbesserten Er-
reichbarkeiten profitieren. Risiken der Infrastrukturerweiterungen für die Landesentwicklung bestehen in den negativen 
Folgen des demografischen Wandels und des prognostizierbaren Bevölkerungsrückgangs. Das größte Risiko besteht 
jedoch darin, dass die Chancen der zukünftigen verbesserten Erreichbarkeiten zu spät oder nicht in dem möglichen 
Umfang genutzt werden und damit die Gefahr negativer Pendlersalden oder der Zunahme von Transitverkehren besteht. 

Räumlich differenzierte Entwicklung der Wirtschaft, des Arbeitsmarkts sowie abnehmende Finanzkraft öffentlicher Haus-
halte und insbesondere der demografische Wandel mit dem Aspekt der Generationengerechtigkeit, aber auch Folgen 
des Klimawandels erfordern mehr als eine auf das Wachstum des Bruttoinlandsproduktes (BIP) ausgerichtete Wirt-
schaftspolitik. Die Orientierung am BIP bildet insofern die qualitativen Entwicklungsperspektiven Thüringens im Sinne 
einer nachhaltigen Raumentwicklung nicht hinreichend ab. Vor diesem Hintergrund wird eine auf Wachstum und Be-
schäftigung ausgerichtete Wirtschaftspolitik durch qualitative Aspekte der Thüringer Kulturlandschaft ergänzt. Wirtschaft-
liche Effizienz, gerechte Lebenschancen und die Bewahrung der natürlichen Lebensgrundlagen werden vor dem Hinter-
grund einer zukunftsfähigen Gestaltung Thüringens miteinander in Einklang gebracht. 
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Vor dem Hintergrund der demografischen Entwicklung und der differenzierten wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit führen 
werteorientierte und qualitative Entwicklungsansätze zu einem Interessensausgleich vor allem zwischen den struktur-
starken, wachstumsintensiven und den strukturschwächeren Landesteilen (siehe 1.1). Wenn im Freistaat in ausreichen-
der Anzahl interessante Beschäftigungsmöglichkeiten angeboten werden können, wird das Land im Standortwettbewerb 
bestehen, die Abwanderung qualifizierter Fachkräfte verhindern und soziales Gleichgewicht sichern können. Dafür trägt 
die stärkere Nutzung des Potenzials der weiblichen und älteren Fachkräfte bei. Das gelingt jedoch nur, wenn die Frage 
der Vereinbarkeit von Familie und Beruf von Müttern und Frauen zunehmend berücksichtigt wird. Der Freistaat hat in 
den vergangenen Jahren mit einem gut entwickelten Betreuungsangebot für Kinder die entscheidenden Weichen für die 
Zukunft gestellt.  

Mit wachsendem wirtschaftlichen Erfolg und zunehmender Betriebsgröße werden von den vorwiegend mittelständisch 
strukturierten Thüringer Industrieunternehmen vermehrt Wachstumsimpulse auch auf andere wertschöpfungsintensive 
Wirtschaftszweige, vor allem das produktionsnahe Dienstleistungsgewerbe, ausgehen. Eine räumliche Verdichtung die-
ser Industriebranchen und -cluster unterstützt dabei deren wirtschaftlichen Erfolg. Grüne Technologien gehören zu den 
zentralen Zukunftsmärkten mit hohem Wachstumspotenzial. Die Thüringer Industrie verfügt hier über eine vielverspre-
chende Basis. Das stabile wirtschaftliche Wachstum beruht im Wesentlichen auf der Leistungskraft der heimischen Wirt-
schaft. Die heimische Wirtschaft ist im Gegenzug stark an ihren Standort gebunden. Investitionen in Gebäude, Technik 
und Infrastrukturen sind eng mit dem Standort verknüpft. Die Handwerksbetriebe und ihre Mitarbeiter sind Teil der öffent-
lichen Gemeinschaft und zumeist regional tief verwurzelt.  

Die die Wirtschaftsentwicklung stimulierenden industriellen Aktivitäten finden vor allem in den strukturstarken Regionen  
(siehe 1.1.2) statt, also dort, wo Unternehmen qualifizierte Arbeitskräfte gewinnen, eine gut ausgebaute Infrastruktur 
nutzen sowie von Agglomerationsvorteilen und dem Technologietransfer leistungsfähiger Forschungseinrichtungen profi-
tieren können (siehe § 1 Abs. 3 Nr. 5 ThürLPlG). Öffentliche wirtschaftsnahe Infrastrukturinvestitionen werden sich in 
diesen Zentren und Korridoren der wirtschaftlichen Entwicklung konzentrieren, weil ihre Nutzung zumeist nur in den 
strukturstarken Regionen sichergestellt werden kann. Das betrifft die Einrichtung wirtschaftsnaher Forschungseinrichtun-
gen ebenso wie die Förderung zusätzlicher Gewerbegebiete zur Ansiedlung neuer Investoren (siehe 4.2). 

Zwischen wirtschaftlicher Entwicklung, zentralörtlicher Bedeutung und verkehrlicher Erschließung besteht ein enger 
Zusammenhang: Zentrale Orte sind Ziel- und Verknüpfungspunkte des Verkehrs. Der Leistungsaustausch zwischen den 
Zentren ist Grundvoraussetzung für die Vernetzung der Klein- und Mittelstädte als prägendes Merkmal der Kulturland-
schaft Thüringens (siehe 2.2). Die zunehmende Spezialisierung und damit differenzierte Entwicklung der höherstufigen 
Zentralen Orte erfordert den leistungsfähigen Austausch zwischen diesen funktionsteilig ausdifferenzierten Städten. So 
können beispielsweise die auf verschiedene Zentren verteilten oberzentralen Funktionen erst durch die gute Verkehrs-
verbindung zwischen den Zentren in ihrer räumlichen Bedeutung wirksam werden. Das über die Verkehrsverbindungen 
zwischen den Zentren in Wert gesetzte Städtenetzwerk ermöglicht somit die räumlich ausgewogene Entwicklung als 
Besonderheit Thüringens im Gegensatz zu stärker monozentrisch ausgerichteten oder hierarchisch gegliederten Raum-
strukturen. 

Eine gleichwertige Entwicklung aller Landesteile erfordert, den Räumen mit besonderen Entwicklungsaufgaben besonde-
res Augenmerk zu schenken, um vorhandene Defizite zu beseitigen bzw. eine Angleichung an die übrigen Landesteile 
zu erreichen (siehe 1.1.4). Regionales Wirtschaften beschreibt vorrangig Wertschöpfungsketten und Austauschbezie-
hungen, deren Ressourcen und Akteure weitestgehend einer Region zugeordnet werden können. Die für die Wirtschafts-
förderung zur Verfügung stehenden Mittel müssen so eingesetzt werden, dass ein möglichst hoher Konvergenzerfolg 
erzielt werden kann. Vieles spricht dafür, die Wirtschaftsförderung auf technologieintensive, wachstumsstarke Wirt-
schaftszweige zu konzentrieren. Auch der Einsatz der Mittel der wirtschaftsnahen Infrastrukturförderung hat sich an 
Markterfordernissen zu orientieren und sollte nur dort erfolgen, wo eine hinreichende Nutzung der geförderten Infrastruk-
tur auch gesichert erscheint. Die Förderung wirtschaftsnaher Infrastruktur kann somit mit den Zielen der Regionalpolitik 
nicht immer im Einklang stehen.   

 
4.2 Entwicklungskorridore 
Leitvorstellungen 
1. Die Entwicklungskorridore sollen als Räume mit besonderer Standortgunst ergänzend zu den 

Zentralen Orten zur positiven Wirtschaftsentwicklung des Landes beitragen. 
2. Als unabdingbare Entwicklungsvoraussetzung der Entwicklungskorridore sollen die Verkehrs- 

und Kommunikationsinfrastrukturen gesichert bzw. weiterentwickelt werden. 
  


